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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
Wende 


(SPD) 


In Wfeicber Weiise beabsiichti^gt tdiie Bundesre- 
giiierramg, diLe Weiiterentwickiiung der dnner- 
deutschen Sport- und Jugendibeziehungen 
durch die Ständige Viertretung in Ost-Berldn 
au föridem? 


2. Abgeordneter 
Wende 


(SPD) 


Teilt die Bundeisregierung idie Auffassung, daß 
die perisonelile Biesetaung der Ständiigen Ver- 
tretung lin OstiBerMn auch unter dem Ge- 
ist chtspunkt der Förderung der innierdeutscben 
Sport- und Jugendbeaiehungen erfolgen muß? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 

Dr. Schwencke 


(SPD) 


5. Abgeordneter 
Gierenstein 


(CDU/CSU) 


Sind die verednbarten deutsch-sowjetiischen 
Absichtserklärungen niach deutscher und so- 
wjetischer Auffassung ein Gentlemen's Agree- 
ment im Sinne der Brockhaus-Enzyklopädie 
Band 7/Wiiesbiadiein 1969 (Gentlemen's Agree- 
ment = eine VerieinJbarung lauf Treu und Glau- 
ben, besonders in der Diiplomatie: gegensei- 
tige VerpfMichtungein ohne feste Form oder (als 
Mittel politischer Verständigung) und lim Sin- 
ne von Walter Theimers Lexiiikon (der Poltitik, 
Sammlung Delp/Bern und München 1955 (Gent- 
lemen's Agreemient = engMische Bezeicbnung 
für eine inoffiziielile zwischenstaatliche Veredn- 
ibarung mittels mündMcber Abspracbe oder 
bloßen Briefaustauscbes, ohne formellen Ver- 
trag; soll wie ein regelrechter Vertrag gehal- 
ten werden)? 

Kann dlie Bundesregierung Pressemieldungen 
bestätigen, nach idenen idex deutsche Staats- 
bürger Günter Wallraff nach seiner Verhaftung 
in Ath'en ;im Gefängnis gefoltert wurde, und 
welche Schritte hat die Bundesregierung durch 
ihren Botschafter bislang und mit welchen Er- 
gebnissen untemommien, um den Schriftsteller 
vor wieiterer mienschenunwiürdiiger Behandlung 
zu bewahren und seine Haftentlassung zu be- 
wiirken? 

Trifft fdie Meldung des „Tagesspiegels" vom 
9. Mai 1974 zu, idie um ihre Ausreise bemüh- 
ten Deutschen in der Sowjietunion, idenen die 
Ausreise vierweigert wurde, die dagegen in 
Moiskau demonstriert und sich an die deut- 
ische Botschaft gewandt hatten, worauf sie zu 
Gefängnis verurteilt worden waren, und idie in 
den Hungerstreik getreten waren, iseden nun- 
mehr auch vom es tländi sehen Iiinenmiinister 
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6. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


abschlägig besdi/ieden woriden, oind wdie vieredn*- 
bart dite Boinideisregiferung dies mit der Hoff- 
nung, der der Barl am ent arische Staatsisekretär 
beim Bunidesmiiniister /des Aus/w artigen, 
Moersch, in iseiner Antwort vom 25. April 1974 
lauf imeine MünidLiche Anfrage Autsdnuck ver- 
iliiehen hat? 

Haben die deutschen dipiomatiischen, konisu- 
lariischien und sionstig/en Vertretungen /allen 
Deutschen im Sinne von Artikel 116 Abs. 1 
ides Grunidigesetzes und jedem einzelnen von 
ihnen außeiithalb des Geltungsbereichs des 
Grundiges etzes wirksam/en Schutz und Fürsor- 
ge /auch dann zu gewähren, wienn Vertre.tun- 
gen d/er DDR für die /gleichen Personen Be- 
iachtung ihrer, mit (dem Grundgesetz und dem 
Karlsruher Urteil lim Wiiderspruch stehenden 
Vorschriften zur Staatsangehörigkeit verlan- 
gen? 

Welche Qualität hat in den Augen ider Bun- 
desregieirung die Gemieinaame EntschMießung 
vom 17. Mai 1972, wenn diese laut Auiskunift 
ides Parlamientarischen Staatsisekretärs beim 
iBundesminlster dies Auswärtigen, Moersch, 
vom 15. Mai 1974 lediglich /als EntSiChließung 
wie jiedie landere Resolution /des Deutschen 
Bundestages bewertet und ihr dier besonidere 
Charakter eines „Dokuments (der Bundesrepu- 
blik Deutschland, idas isich die Bundeisregie- 
rung zu eigen macht" (Bundeisaußenminiiister 
Walter Scheel am 17. M'äi 1972) mit völker- 
rechtlich verbindMdier Qualität für die Recht- 
isprechung in der Bundesrepublik Deutschland 
bestritten werden isoll? 

Hat die Bundesregiierung /die Fälle ziahlen- 
mäßig erfaßt, in denen nach Übergabe von 
Interventi’onsnotizen im poiiniiischen Außenmi- 
nisterium durch die Botschaft /der Bundesrepu- 
blik Deutschland in Warschau /dennoch eiae 
Ablehnung des Aussiediungsiantrags stattge- 
funden hat, und erfährt die Biundesregierung 
/eine /detaillierte Begründung für die trotz 
Interventiion (erfolgte Ablehnung des Aussied- 
(lunigsantrags, um lunter Berufung /auf die In- 
fo rmiation zum Warschauer Vertrag Berufung 
'eihleigen zu können? 

Trifft die Meldung deis Tiagesispiegelis vom 
15. Miai 1974 zu, /die Sowjeitunion und /die 
„iDDR" weigerten sich, Institutionen des Bun- 
des im Land Berlin als Gesprächspartner /auch 
auf Gebieten zu /akzeptieren, die Gegenstand 
von Abkommen miit Moskau und Ost-iBerldn 
/sind, lin (deren Geltungsbereich /durch /eine 
Berlin-Klausel /auch das Land Bieriin (einbe- 
zogen wurde, und was unternimmt «die Bun- 
desregierung — bejahendenfalls — , um dier- 
(artige Vorstöße von Mitgliedem ides War- 
schauer Pakts gegen /das Vier- Mächte -Abkom- 
men über Berlin ziu verhindern? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


10. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


11. Abgeordneter 
Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 
Kater 
(SPD) 


14. Abgeordneter 

Kater 

(SPD) 


15. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Will die Bundesregierung, nachjdem der Rat 
von Sachverständigen für Umweltfragien lin 
seiiniean „Umweltgutachten 1974" die Anffias- 
sung vertritt, daß lein heträditMcbes „Volilzugis- 
defiizit" bei den nmweltschiutzbedeiutsamen 
Rechtsvorschriften bestehe, mit den Ländern 
und dem Bimidesrechnungsihof die Frage eiineis 
Voilzugsdefizits dar Gesetze .speziiell und ailL 
gemein prüfen? 

Sind der Bundesregierung Metdunigen bekiannt, 
daß -die „Blectricite de France" nicht nur in 
Fessienheim sonidern auch im nördMchen Elsaß 
d'ie Errichtung weiterer Kierinkraftwerk-e in 
Lauterburg, Selltz und Gambsheiim plant? 

Hat die Bunidesregierung bezüglich dier Pla- 
nung der Kemkraftw-erke lim Elsaß neuerdings 
imiit ideir französischen RegieiTung Kontakt 'auf- 
genommen, um zu elinem abgesprochenen Vor- 
gehen zu gelangen? 

Ist die Bundesregierung, trotz der veränderten 
und sich verändernden Aufgabenstellung der 
Lastenausglieichsbank, nicht der Auffassung, 
daß die Zusiamm-ensetzairug des Verwaltungs- 
rats /dieser Bank nicht auch dieser Entwicklung 
fangepaßt werden sollte? 

Was beabsichtigt diie Bundesregierung zu tun 
bzrw. zu veranlasisen, um eine Veränderung 
der ZaiisammensetHung des Verwaltungsrats 
der Lastenausglieichsbank m Folge <der verän- 
iderten Aufgabenstellung und iin Anbetracht 
der zukünftigen Aufgaben dieser B/ank vorzu- 
nehmen? 

Ist der Bundesreigieriung bekannt, daß auf 
Grund einer Verfügung des Bunde sminiisters 
für das Post- und Fernmeldewesen vom 24. 
August 1973, der zufolge keine Freistellungen 
von Bediensteten /der Deutschen Bundeispost 
zu Leihrgängen des iKatastroplhenschutzeis er- 
ifolgen dürfen, nunmehr (auch kommunale und 
priivate Arbeitgeber Helfer im Katastrophen- 
ischutz nur frieistelen, wenn ider Helfer Urlaub 
nimmt oder wenn (der Verdienstausfall er- 
stattet wird, und was gedenkt die Bundeisre- 
igierung zu tun, um diesen lErschwernissen dies 
ifreiiwilügen Dienstes beim Katastr ophen schütz 
zu begegnen? 

Welche fadilicben Vorauissietzungen und per- 
isönlidien Fähigkeiten muß nach Auffassung 
der Bundesregierung der neu zu ernennende 
Vizepräsident ides B^undesamts für Zivilen Be- 
völkerungsschutz besitzen, und wird /bei der 
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17. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Beseitziuing entapriechend dem sonst von der 
Bunidesnegiterunig iso 'betonten Priniaip deir Mit- 
beatiimmunjg idie ,Ajuffassainig der Vertreter der 
THW-Helfer der Ijanidesverbände berücksdch- 
tigt werden? 

Trifft diie Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 7. Mai 1974 zu, die be- 
ischränbt verfügbare Komputerkapazität beim 
Statistisichen Bundesamt isei fdie Ursache für 
zunehmende Verzöigerungen bei dier Ermitt- 
lung und Bekanntgabe ider üblichen Außen- 
ihandelsergeibniissie, unid welche Vorkehroingen 
wird idie Bunidesregiierung — bejiahenden- 
falls — innerhalib welchen Zeitraums treffen, 
um entsprechend dem Bedürfnis der öffent- 
(Mchkeit idafiür ziu isorgen, daß das jeweiildge 
Außenhandelsergebnis wie früher fspätestens 
(am 20. des folgenden Monats veröffentlicht 
werden kann? 

Stimmt die Bundeis regle mnig der Meinung von 
Herrn Dr. R. Pedroili, stellv. Direktor des Eid- 
genössischen Amtes für Umweltschutz, Bern, 
und Chef der schweizerischen Delegation bei 
'der Internationalen Kommission zum Schutz 
des Rheins, zu, daß -die Arbieiten id'er Inteima- 
tionalen Kommiission zum Schutz des Rheins 
nur langsam vorankommen, weil die Koordi- 
nation unter den Partnerstaaten gemäß Berner 
Vertrag von 1963 zu viel Zeit erfordere, und 
was igedenkt die Bundesregierung gegebtenen- 
lalls zu tun, um die Arbieiten der Kommission 
beschleunigen zu können? 

Welche Aufgaben sind nach Meinung der 
Bundesregierung für die Kommdsision vor- 
dringlich, um den Schutz des Rheins gegen 
Veiunreinigungen zu giewährledsten und zu 
stärken, lund welche zeitlichen Vorstellungen 
vertritt die Bunldiesregierunig, um idiese unauf- 
fschiebbaren Aufgaben zu erfüllen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


20. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 

Dr. Holtz 
(SPD) 


Wann gedenkt die Bundesreigierun'g, den nach 
§ 92 la HGB als untere Grenze der vertraglichen 
Leistungen des Unternehmers im Jahr 1953 
festgesetzten Betrag lin Höhe von durchschnitt- 
lich monatlich 500 DM, der dann mit Rechts- 
verordnung vcxm 20. Oktcxber 1967 auf 1000 DM 
erhöht wurde, iden verä)nderten Lohn- und 
Preisverhältnissen lanzupassen? 

Beabsichtigt die Bundesregierunigr die Stirai- 
prozeßondnung idahin gehend zu erweitern, 
daß sowohl staatlich anerkannte Sozialarbei- 
ter, Sozdaipädagoigen und Psychologen als. 
auch (die lin der Ehe-, EziehungiS-, Jugend- lund 
Straffälligehbetatung Tätigen ledn Zieugniisveir- 
weigemngsredit — ähnllich wie Ärzte, An- 
wälte etc. — erhalten? 
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22. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


Teilt d'ie Bunidesregdierunig diie Autfiasisung dos 
bisher iigen (Buoiidesjiuisitizininisters Jahn, daß 
Gefangenenzieiitungen „oine Brücke zwiiachen 
ider Welt »drinnen' nnd der Wellt »dxafußen' 
schlagen und deshalb Anerkenniurug und Unter- 
stützung verdienen“, und welche Möglich- 
keiten isiidht idie Bundeis regderiung, idie Heraus - 
«gäbe von Gefangenenizeitungen zu fördern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


23. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 

24. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 
Becker 
(Nienberge) 
(SPD) 


28. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Wieviel Hektar Grünifläche des (sogenannten 
Alabama-Depots, 'Und gegebenenftalls welche 
Teile können in absehbarer Zeit (wann?) für 
städtebauliche Zwrecke freigegoben werden? 

Werden in labsiehbarer Zeit im Rjaume Mün- 
chen bisher von Angehörigen landerer NATO- 
Truppen in Anspruch gonommone Wohnungen 
freli, gogeibenenfalls wieviel, und welchem 
Zweck w/erden diese zugeführt? 

Ist der Bundeis rogierung bekannt, daß Diieost- 
steiltlen dm Bieroiich (der Tinaniz Verwaltung (z.B. 
Oberfinlanzdirektion -Freiburg) 'durch Piüfungs- 
vermerke anigehalten werden, die Ednuahmen 
ia/us Gestattunigsver trägen für idiie Aufstellung 
von Wareniverkaufsaoitoimajten der Belegschaft 
lentg-egen bisheriger Übung zu entziehen und 
(haushalitsmäßig zu vereinnaihmien? 

Stimmt eine (derartige Auslegung der gesetz- 
lichen Biesitimmungen durch diie Prüfungsbehör- 
den mit den sozdalen Absichten der Bundes- 
regierung übe r ein, o-der lis t (die Bunidesregie- 
rung mit mir der Ansicht, diaß idie Nutzamgs- 
entschädiigungen wie bisher der Bielegschaft 
für freiwiiHigie isoziiale und gemieiinschaftldche 
Maßnahmen zur Verfügung isteihen -soilliten, und 
welche kooikreten Schritte beabsichtigt die 
Bundes! egierung, um die Behördenchefs in die 
Lage zu versetzen, entsprechend zu verfahren? 

Wdie und wann befabsiicbtigt -diie Bundesregie- 
rung, den Zustand zu beenden, daß in eiinigen 
Grenzbereichen zwischen öiff entliehen Verwial^ 
tungs- und Wirts chaftsunternehmen, z. B. bei 
Kreditinstituten, weder <das neue Betriebsver- 
ifassungsgesetz noidi das Bundespiersonalver- 
tretungsg-esetz voll lanwendb-ar ist? 

Wann kann mit dem Abschluß der Kraftfahr- 
zeugsteuerreform gerechnet werden, bzw. zu 
welchem Zeitpunkt ist das Inkrafttreten ider 
neuen Kraftfahrzeugsteuier zu erwiarten, und 
werden sachliche Änderungen ‘gegenüber (den 
bishecrigen Vorstellunjgen der Bundesregiierung 
vorgenoimmen werden? 


6 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2118 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


29. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


30. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


31. Abgeordneter 
Engelsherger 
(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Milz 


(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Pfeiffer 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Roser 


(CDU/CSU) 


Inwieweit wird die Buindiesriegieriung (ange- 
stichts. fder jüngsten friagwüridiLgien Entwicklaiin- 
igen aiuf dem Mineralölmarkt) die Bdildung einer 
eiigenen (Staatlich kontroILierten Mineralölge- 
aeMlsdaaft heschleuniiigen? 

Einen Wie 'großen Marktanteil einer bundes- 
leigenen Mineraiaigesell Schaft hält die Bain- 
idesregiemng für nötig, um einen wirksamen, 
marktgerechten Einfluß auf die Preisbil-dung 
aus üben zu können? 


Trifft es zu, »daß biis heute noch kein Auftrag 
von russtsicber Seite über den Bau des Stahl- 
werks in Kursk, UdSSR, erfolgt i>st, der eiine 
Ziahtunig von 2,5 Milliarden DM bar zur Folge 
hätte? 


Aus welchen 'Gründen iist bisher von rusisäischer 
Seite nur der Auftrajg für die Anfertigung 
einer Studi'e über das zu erricbtende Stahlwerk 
in Kursk den beteiligten (deutsch en Firmen 
erteilt worden, und wie erklären sich ln diie- 
sem Zuaammenhang die Außerumgen /der Bun- 
de'sregierung, daß die russischen Auftraggeber 
2,5 MilMarden DM bar für den Bau deis Stahl- 
werks dien beteiligten Firmen zugesagt hätten? 

Erfährt die Stadt tBad Münstereifel idurch iden 
3. Ra'hmenplae der Gemelnschaftsaiuf gaben 
„Verbesserung dier re^gionalen Wlrtschafts- 
istmiktur^' für den Zeitrafuon 1974 bis, 1977 
(Drucksiacbe 7/1769) vom Bund nur eine Frem- 
denverkehrsförderung, O/der kommt Bad Mün- 
istereiföl voll in den Gienuß aller Förderuhgs- 
vor, haben? 

Hat (die Bundesregierung vor Aufnahme ider 
Verhandlungen, während der Verhandlungen 
oder bei der Erstellung eineis Vertragisentwurfis 
für ein Koproduktionsäbkoimmen zwischen der 
Bundesrepoiblik Deutschland und dem Verei- 
nligten Königreich Großbritannien für den Be- 
reich ider Filmindustrie mit den zuständigen 
deutschen Orgaoilsationen und Gewerkschaften 
tder Produzenten, Schaaispiieler und iRegiisseure 
Beratungen iaufigenommen 'Oider Anhörungen 
über den Inhalt dieses Abkomm'ens durchige- 
führt? 

In welcher Höhe haben diiie erdölexportieren- 
den Staaten am Persischen Golf dem Inter- 
nationalen Währungsfonds Kredite zur Ver- 
fügung gestellt, und wie verhalten isich die 
iBeträge zu den Einnaihmen, die idies'e Länder 
/durch die Preiserhöhungen für Erdöl und ides- 
■sen Profdukte erzielt haben? 
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36. Abgeordneter Iist ider Bundeisreglertung beikjannit, wiiievdel 

Brandt Motoröl in den Jahren 1970 bis 1973 über 

(Grolsheim) Supermärkte und Laidenketten vierkauft wurde? 

(SPD) 


37. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 

(SPD) 


Welche Maßnahmen hat idite Bundies regte mng 
geplant, uim alle Verkäufer von Motoröl zu 
veranllasisen, geeiignete Binrichtunigen zu schaf- 
fen, die dem Käufer 'die MögMchkfeiit gehen, 
Altöl dort unschädlich /au deponierien, wo es 
dann dach § 3 des Altölgesetzes vom 23. De- 
zemher 1968 abgeholt wind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


38. Abgeordneter 
Carstens 
(Emstek) 

(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 
Carstens 
(Emstek) 
(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Rommerskirchen 


(CDU/CSU) 


Welche Indtiiativen wiill idie Bunde sregiierung 
ergreifen, um d‘le verfahrene Prelsaituation 
rauf idem Markt für Mastschweine zu beein- 
flussen, die isiich mittlerwelle in einem (solchen 
Maße verschlechtert hat, daß jetgldche Schwei- 
nemast nur noch mit finanai eilen Verlusten 
betrflebien werden kann? 

In welcher Welse willl die Bundesregleruing 
sicherstellen, daß die deutsche Landwirtschaft 
/auf idem Gebiet der Schweinemiast von /einer 
unhaltbaren Marktsiituiation verschont bileibt, 
di'e durch Wettbewenbsveraernungen infoilge 
von Subventioniiienungen dier Landwirtschaft in 
einigen unserer Nachbarländer entsteht? 

Was wind die Bundesregierung veranllasisen 
angesiichts ihres von der EG-Kommiission ab- 
gelehnten Antrags auf Festsetzung von Grenz- 
-ausgleichsibeträgen für Apfel? 

Kann idie Bundesregierung Presisemelduingen 
bestätigen, nach denen die italieniische Re- 
gierung bei Absinken ider Weltmiarktpreifse 
für Fiuttengetreide lauf AbschÖpfun/gen ver- 
izichten wolle, und wias gedenkt die Bundes- 
reglemng gegebenenfalls zur Erhaltung (der 
igemielnsamen europäischen Agrairmarktord- 
niung für Getreide zu tun? 


Warum ilst idle Bundesregierung limmer noch 
nicht in der Lage, idile Förderungsmiittel für 
den Unterglasgartenbau auszuziahlen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


43. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Werden bei d'©r Bundesregierung Überle- 
»gunigen angestellt oder werden Ford'erungen 
/an slie herangetragen, im Bereich der SoziiaJl- 
versicheiung nach 1974 idle Urwahlen abzu- 
ischaffen, bzw. durch eine Berufung oder durch 
edn beruf ungsähnllches Verfahren zu ersetzen? 
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44. Abgeordneter Sind der Bunideisregiienung diesbezügldche 

Dr. Kunz Oberlegiungen beim Deutschen Gewrerkachafts- 

( Weiden) bunJd zur Kenntnis gekommen, und wird sie 

(CDU/CSU) gegebenenfalits (derartägte Fordierungen mit 

alter Bntschiedenlheit zurückwieiiisen gemäß 
liihriem Viersprechen nach m‘ehr Demokratiie? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

45. Abgeordneter Wie steht (die Bundearegiieriuing zu der ver- 

Rollmann niichtenden Kritik, die der Bemfisverband der 

(CDU/CSU) Kinderärzte Deutschlands e. V. zuletzt /auf dem 

7. tntemaitioinalen Oster -Seminar-Kongr/eß für 
pädiatrische (Fortbildung vom 8. bis 20. April 
1974 lin B rix en zu (dem Moideltproj ekt „ Tages - 
mutter" ides Biundesministerliumis für Jugend, 
FaimliMe und Gesundheit igeübt hat? 

Wiie beurteilt die Bundesregie'rfung idie von (der 
Deutschen Sportjugend in deren Bericht (aus 
Anlaß ider Vollversammilunig 1974 bezüglich 
dies dieutschnfranzäsiischen Jugendwerks u. la. 
igetr Off fien e Feststellung : „ Im Haushaltsj ahr 

1965 (Stand uns. für 'deutsch- f ranz ösisicbe 'Maß- 
nahmen noch ein B-etrag von 1,4 Millionein DM 
zur Verfügung, Im Jahr 1973 wiaren 'dies ledig- 
lich noch rund 660 000 DM, mit denien 275 B'e- 
gegnungen igeföndert M/unden. Alle weiteren 
Antragsteller konnten keine Be:rücksliichtiigung 
erfähren, und ider Unmut über die riigoroaen 
Mittelkürzungen und das gestörte Verhältnis 
zu den französischen Partnern war groß"? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch 
idi'e Zahl der Personen ist, die lim Rahmen 
sozialer Maßnahmen (wie z.B. Wohngeld, 
BAFÖG, Sozialhilfe letc.) finanzi(elle Unter- 
stützung durch Bund, Länder und Gemietindien 
erhallten? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

48. Abgeordneter Welche Möghchk/eiten /sieht idie Bundesregle- 
Dr. Schmitt- rung, zur Verstärkung der Zuverlässigkeit des 

Vockenhausen Luftverkehrs (den iStö'rfaktor Nebel, der 'auf 
(SPD) /dem Giebiet dier Deleuchtungsteduiik von Flug- 

pisten und der elektronis'Chen Landenaviga- 
tionshilfen ihindeirMdi Ist, durch das bereits 
praktiziierte Verfahren der Nebelveibrenniung 
durch Infrarotstrahler zu beseitigen? 

Warum wdll idi/e Bundesregiierunig in 'der Stand- 
ortfrage des Stückgutbähnhofs lim Bereich des 
regionalen Entwicklungsischwerpiunkts Diiep- 
iholz trotz ider höhieren Investitiionskosten, idiie 
lim Fall Loihne (erfordietrHiich wären, Lohne ge- 
gienüber Diepholz den Vorrang -geben? 





9 



Drucksache 7/2118 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


50. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


(SPD) 


51. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 


(SPD) 


52. Abgeordneter 
Seefeld 


(SPD) 


53. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Vehar 
(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 
Vehar 
(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 

Dr. Köhler 

(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


'Hält die Buindesregilerunig die zeitliiche Bie- 
schraniktu'nig imterniationalier Führerscheine auf 
ein Jahr weiterhiin für notwenidiig? 


Welche Gründe haben die Bundesragiieimnig 
bewogen, das Wiener übereinkoinmen über 
iden Striaßenverkehr vom 8. November 1968, 
das leine dreijährige Geltungsidauer (des dnter- 
natiionalen Führerscheins vonsiieht, biislang 
nicht au ratifizieren? 


Wrie beurteilt /die Bundesreigierung die von 
Autamobilverbändien getroffene Feststellunig, 
reflektierende Autokennzeichen haben siich gut 
bewährt, und die daran geknüpfte Forderung 
nach genereller Einführung solcher Kennzei- 
chen dn der Bundesrepublik Deutschland, und 
w<elche Kosten würden bei igenereller Einfüh- 
rung von reflektieXienden Autokennziedchen 
entstehen? 


Wie bieurteiilt idiie Bundesregierunig die Mög- 
iLichkeiten der Einrichtung von Notmfsäulen 
/auf iden Bundesstraßen auf Grund des Fiman- 
zierungsvorschliags und Organisiationsplans 
der Stiftung Björn Steiger le. V., die am 2. Mad 
1974 übersandt wurden, und was gedenkt ddie 
Bundeisregi'erung zu unternehmen, wienn sile 
diesem Vorschlag positiv /gegienübersteht, um 
die Vorischläge dm Benehmien mit den Ländem 
dn einem langemtessenen Zedtraum zu realisie- 
ren? 

Verfügt idie Bundesregierunig übier neue Er- 
kenntnisse, idde iden Bau der Autobato Boinn- 
Emden (A 113) lauch heute noch lals so vor- 
dringflich enscheiinen lassien, wie iddes bed der 
Aufsteilliung des Bieidarfsplans »für idie Bundes- 
fernstraßen und bei /der Ein stufung die sie r 
Autobahn iin diie erste Driingddchkedtsstufe ider 
Fall war, und womit biegründet dde Bundeisre- 
gierung diese Dringlichkeiit der Baumaßnahme? 

Ist die Bundes regier ung bereit, zum Schutze 
der Landschaft und zur Verhinderung von Um- 
weltschäden adle Maßinahmen zu treffen, um 
das Erholungsgebiet „Hexlbachtal" zu erhalten 
und die Bewohner der Stadtteilie Mülhedm- 
iDümpten und 'MülheiimHHeißien vor Lärm- und 
Abgasbelästigungen izu schützen, und würde 
die iBundesregierung tinsbesondere beredt sein, 
das etwa 800 m lange Teilstück <der Autobahn 
dm Wohnbereich ides S tadtteils Mülheim - 
Heißien dn abgedeckter Tiefilage :zu lers teilen? 


Wie iselhen die Planungen für den Ausbau der 
B 82, im südlichen Teil des Landkreises Helm- 
stedt aus, und mit wielchem zeitlichen Ablauf 
des Ausbaues dst zu rechnen? 
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57. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 

58. Abgeordneter 

Dr. h.c. Wagner 
(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 

Susset 


(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 
Susset 


(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 

Dr. Trassier 


(CDU/CSU) 


Wann gedenkt die Bundesregierung, für den 
Ausbau der B 224 — Ortsdurchfahrt Qiiieren'' 
hörst - — ■ diie nötigen finanzdiellen Mittel be- 
reit aus teilen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß stich an 
der Elinmündung der Kretisstraße NU 6 in dde 
B 10 bei Burlafingen in jüngster Zelt eine 
Reihe von schweren, darunter tödlichen Un- 
fällen ereignet haben, und ln welcher Welse 
gedenkt die Bundesregierung für (diese Gefah- 
rens, teile Abhilfe zu schaffen? 

Welche Möglichkeiten siieht die Bundesregie- 
rung, die durch laufende Gebührenerhöhungen 
bei Postmietleitungen und Funkeinrichtungen 
für Feuermelde- und Alarmeinrichtungen ent- 
stehenden Mehrkosten für die Feuerwehren zu 
vermeiden, wenn zu der schon jietzt ein ver- 
tretbares Maß überschreitenden finanziellen 
Belastung der Städte und Gemeindien für die 
dringend notwendigen Funkausstattungen un- 
iserer Feuerwehren noch die ab 1. Juli 1974 zu 
erwartenden Gebührenerhöhungen der Deut- 
schen Bundespost hinzukommen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die zur Sicher- 
stellung eines geordneten Lösch- und Rettungs- 
dienstes notwendigen und mit erheblichem 
finanziellen Aufwand eingerichteten nach- 
richtentechni'schen Ausrüstungen dier Feuer- 
wehren durch Senkung 'der Gebühren 'der 
Deutschen Bundespost zu unterstützen, damit 
der einem dringenden öffentlichen Beidurfnis 
entsprechende weitere Ausbau ider nachrich- 
tentechnischen Ausrüstung unserer Feuerweh- 
ren nicht verzögert O'der durch zu hohe Be- 
triebskosten in Form von Postgebühren in 
Frage gestellt wird? 

Wie gedenkt die Bundesre'glerung zu helfen, 
um den Anspruch auf Gleichbehandlung der 
(gebührenzahlenden Fernsehteilnehmier sicher- 
zustellen, 'da nach einer Vereinbarung zwi- 
schen Post- und Rundfun ka ns talten nur Fern- 
.sehfüllsend'er für Verisorgungsilücken von über 
800 Einwohner gebaut werden und für gerin- 
gere Binwohnerzahlen die Post den Bau von 
Gemeinschaftsantennenanlagen empfiehlt, und 
'bi'sher jede finanzielle Beteiligung abgelehnt 
hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung^ 
Bauwesen und Städtebau 


62. Abgeordneter Wieviel Wohnungen stehen derzeit nach den 
Dr. Schneider Fes.tstelkingen der Bundesregierung leer, wie 
(CDU/CSU) hoch ist (daran dier Anteil von Sozialwohnun- 

gen und in welchen Gebieten und Städten be- 
finden sich vorwiegend leerstehende Wohnun- 
gen? 
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63. Abgeordneter 

Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung her eit, dn die von 
Bunde SiminiiS'ter Dr. Jahn am 3. Maii 1974 auf 
dem Rheinischen Mietertag in Düsseldorf an- 
gekündigte Berednigung und Zusammenfas- 
sung deis WohnraiUmmietrechts auch das übrige 
Wohn- und Wohnungsbaurecht einzubeziehen 
und ein einheitliches Wahngesetzbuch zu 
schaffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


64. Abgeordneter 

Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Bedeutet die Antwort des ParLamentard sehen 
Staatsisekretärs Herold auf die Frage A Nr. 4 
der Drucksiache 7/2059 auch, daß die DDR 
durch den GrundLagenvertrag keinen Anspruch 
auf Anerkennung der innerdeutschen Grenzen 
als Völker rech tili che Grenzen hat und idaß die 
Unabhängigkeit und SBlbständigkeit ider DDR 
im Sinne von Artikel 6 des Grundilagenver- 
trags nicht ohne Bezug auf das besondere Ver- 
hältnis der Teiilstaaten Gesamtdeutschlands 
zu achten ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


65. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Walz 

(CDU/CSU) 

66. Abgeordneter 

Lenzer 

(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Was hat ;die Bundesregierung unternommen, 
um gemeinsam mit ihren europäischen Part- 
nern in der Europäischen Gemeinschaft Kern- 
kraftwerkskomplexe zu bauen? 

Wann rechnet der Bundesminiister für For- 
schung und Technologie mit der Gründung 
der Wagnisfinanzierungsgeseldschaft, für die 
im Haushalt schon leine Verpfliichtungsermäch- 
tigung eingeplant ist, und wie beurteilt er in 
diesem Zusammenhang den möglichen Ge seil - 
is chaf te r kreis die se r Wagni sf inanzie rung sg e - 
Seilschaft? 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Gründung einer einzigen Wagnis finanzie- 
rungsgesellschaft mit staiatlichen Bürgschaften 
•unter we ttbe w e rbsp oli ti s eben G e sii ch tspunk ten 
zu befürworten list? 


Bonn, den 17. Mai 1974 
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